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AKTUELL 
Gutes Klima 

(spk) Das amerikanische Vertei­
digungsministerium sieht in Rus­
sland ein «den USA freundlich ge­
sonnenes Land». Wie das Pentagon 
am Mittwoch in Washington mitteil­
te, soll deshalb geprüft werden, ob  
ein russischer Schleudersitz für 
amerikanische Jets geeignet sei. 
D e r  Sitz K-36 hatte im Juni 1989 auf 
der  Luftschau in Paris seine Qua­
lität bewiesen. Testpilot Anatoli 
Kwotschur konnte sich in der  nied­
rigen Flughöhe von 190 Metern ret­
ten. 

Wahlen a m  20. Dezember  
Die allgemeinen Wahlen in Jugos­

lawien (Serbien und Montenegro) 
werden entgegen den Forderungen 
der demokratischen Opposition 
nicht verschoben, sondern am 20. 
Dezember stattfinden. Das berich­
tet am Donnerstag die Presse in 
Belgrad unter Berufung auf das 
Büro des Staatspräsidenten Dobri-
ca Cosic. 

Mubarak nach Paris 
Keine der arabischen Parteien 

wird sich nach Auffassung des ägyp­
tischen Staatspräsidenten Hosni 
Mubarak aus den stockenden Nah-
ost-Friedensgesprächen zurückzie­
hen. Vor seinem Abflug zu Nahost-
Gesprächen mit der  französischen 
Regierung sagte Mubarak am Don­
nerstag in Kairo, die Friedensver­
handlungen seien zurzeit «sehr 
schwer und kompliziert». 

Die staatlichen Reserven vermindern sich von Jahr zu Jahr 
Optimistisches Budget 1993 der Regierung - Kann Scherenbewegung zwischen Einnahmen- und Ausgabenentwicklung wirklich gebremst werden? 

(G.M.) - Das Budget 1993, das Regie­
rungschef Hans Brunhart als Finanzmi­
nister am Mittwoch der Öffentlichkeit 
vorlegte, strahlt grossen Optimismus 
aus: Erheblicher Überschuss in der lau­
fenden Rechnung, geringes Defizit in 
der Investitionsrechnung, Einhaltung 
der finanzpolitischen Richtlinien, Sche­
renbewegung zwischen Ausgaben- und 
Einnahmenentwicklung gebremst. Bei 
genauerem Hinschauen wird jedoch er­
kennbar, dass ein weiterer Abbau der 
Fondsreserven erfolgt, um die Gesamt­
rechnung einigermassen im Gleichge­
wicht zu halten und dass keine neuen 
Aufgaben angegangen werden. Im Un­
terschied zum Bericht der FBP-Interpel-
lation über die Staatsfinanzen ist auch 
keine Rede mehr davon, dass «aus der 
Integration Europas gewichtige Verän­
derungen zu erwarten sind, die an den 
Staatshaushalt hohe Anforderungen 
stellen werden.» 

Die Kritik der  FBP-Fraktion bei der 
letztjährigen Budgetberatung und die 
Verweigerung der Zustimmung zum 
Voranschlag wie auch zur Finanzplanung 
hat den Finanzminister bei der  Vorlage 
des Budgets für das Wahljahr 1993 vor­
sichtig operieren lassen. Mit der  notwen­
digen Skepsis dürfte deshalb von finanz­
politisch versierten Kreisen der  in einem 
Budget unübliche Satz aufgenommen 
werden, dass die Budgeteingaben einen 
Ausgabenüberhang in der  Gesamtrech­
nung in einer Grössenordnung von 56 
Mio. Fr. angedeutet hätten und nur  er­
hebliche Anstrengungen die Präsenta­

tion eines akzeptablen Budgets ermög­
lichten. D e r  Voranschlag erweckt nicht 
zuletzt deshalb den Eindruck, dass das 
Schwergewicht der Budgetierung auf die 
Verwaltung der Erträge gelegt wurde, 
während nach Perspektiven für die Zu­
kunft wohl vergebens gesucht wird. 

Weiterer Abbau von Reserven 
Die Scherenbewegung zwischen der 

Ausgaben- und Einnahmenentwicklung, 
die in den letzten Jahren zur angespann­
ten Situation des Staatshaushaltes führ­
te, öffnet sich nach dem Regierungsbe­
richt an den Landtag nicht mehr weiter, 
obwohl die laufenden Ausgabenver­
pflichtungen um 10 Prozent auf 380,1 
Mio. Fr. ansteigen, während die mut­
masslich zufliessenden Einnahmen aus 
Steuern, Gebühren, Verkaufserlösen 
und Vermögenserträgen nur um 8,6 Pro­
zent zunehmen. Keine Berücksichtigung 
fanden bei dieser Darstellung die Fonds­
bewegungen: Den Einlagen von 43,4 
Mio. Fr. in die verschiedenen Reserve­
fonds stehen auf  der  anderen Seite die 
Entnahmen von 61,8 Mio. Fr. zur Finan­
zierung von Investitionsvorhaben ge­
genüber, so dass sich die für Spezialfi-
nanzierungen bereitgestellten Finanz­
mittel um 17,4 Mio. Fr. reduzieren. Mit 
anderen Worten heisst dies, dass sich die 
staatlichen Reserven, die Ende 1991 
noch 151,7 Mio. Fr. betragen haben, um 
weitere 17,4 Mio. Fr. vermindern wer­
den, nachdem bereits im Rechnungsjahr 
1991 eine Reduktion um 16,4 Mio. Fr. 
stattgefunden hat .  

Rückstellungen oder 
Finanzierungsmittel? 

Die Reserven mussten zur Finanzie­
rung von Investitionsvorhaben einge­
setzt werden, da  die Überschüsse aus der 
laufenden Rechnung nicht mehr  aus­
reichten. Grundsätzlich dürfte gegen 
dieses Vorgehen nichts eingewendet 
werden, wenn die Fondsentnahmen 
nicht zu einem Zeitpunkt erfolgen wür­
den, in dem die Staatseinnahmen noch 
von den Erträgen der Wirtschaft der  sich 
abflachenden Konjunktur stammten. D a  
die rezessiven Anzeichen aber auch un­
ser Land erfasst haben, was sich in stei­
gender Arbeitslosigkeit und in geringe­
rer Auslastung der Kapazitäten in ver­
schiedenen Wirtschaftsbereichen nieder­
schlägt, stellt sich erneut mit Dringlich­
keit die Frage, ob bei einem wirklichen 
Einbruch de r  Wirtschaft noch genügend 
Reserven des Staates vorhanden wären, 
um zur Ankurbelung der  Binnenwirt­
schaft beitragen zu können. Wenn die 
Reserven zu einer Zeit im Abbau begrif­
fen sind, in der die Wirtschaft keine be­
sonderen Impulse benötigt, so werden 
sie mit grosser Wahrscheinlichkeit dann-
zumal fehlen, wenn sie eigentlich 
benötigt würden. Die Regierung freilich 
verficht eine andere These, wie sie in 
ihrem Bericht über «Die Entwicklung 
der Staatsfinanzen» festhält. Nach dieser 
Auffassung bilden die Fonds Finanzie­
rungsmittel mit Ausgleichfunktion: «Sie 
bilden den Ersatz für die Senkung oder 
Erhöhung der  steuerlichen Belastungen 

4,5 Millionen Franken für die Ruggeller Gemeindeverwaltung 
Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag betreffend den An-, Um- und Neubau der Ruggeller Post und der Gemeindeverwaltung 

(pafl) - Das Postgebäude Ruggell, 
1969/70 errichtet, soll renoviert und er­
weitert werden. Vorgesehen ist auch die 
Errichtung eines Neubaus für die Ge­
meindeverwaltung. Nach Voranschlag 
beträgt der Landesanteil an den Bauko­
sten Fr. 4 500 000.-. Die Regierung hat 
dem Landtag für die Genehmigung eines 
entsprechenden Verpflichtungskredits 
Bericht und Antrag unterbreitet.. 

Beim 1991 ausgeschriebenen Archi­
tekturwettbewerb wurde das Projekt 
«Flandera» der  Architekten Hubert Bi­
schoff aus St. Margrethen zur Weiterbe­
arbeitung empfohlen. Das Projekt sieht 
zwei rechtwinklig zueinander stehende 
Baukörper vor, längs der  Landstrasse 
den Trakt für die Gemeindeverwaltung, 
rechtwinklig dazu der  Landestrakt mit 
erweitertem Postgebäude, wobei dieses 
in seiner Substanz erhalten bleibt. 

Das Raumprogramm sieht im Unter-
geschoss neben Keller- und Archivräu­
men und Räumen für die Haustechnik­
anlagen auch eine Zivilschutzanlage mit 
398 Schutzplätzen vor. D e r  Zivilschutz­
raum steht normalerweise als Tiefgarage 
zur Verfügung. Im Gemeindetrakt sind 
das Kassieramt, die Räume für den G e ­
meindevorsteher, das Baubüro, ein Sit­
zungszimmer, Sozialräume und ein Ar ­
chiv eingeplant. Die Posterweiterung ist 
im Erdgeschoss des Landestraktes vor­
gesehen. 

Nach dem Kreditbeschluss des. Land­
tags ist beabsichtigt, die Bauarbeiten im 
Juni 1993 zu beginnen. Die Räume für 
die Gemeindeverwaltung und der Post-
Neubauteil könnten somit im Frühjahr 
1995, der renovierte Postaltbau im. Au­
gust/September 1995 bezogen werden. 

Mit den Bauarbeiten zur neuen Ruggeller Post und Gemeindeverwaltung soll im Juni 
kommenden Jahres begonnen werden. Der Landesanteil beträgt 4,5 Mill. Franken. 

Heute neuer Roman: 

Die goldene 
Strasse 
Roman von Peter Heim 

Marianne ist jung, gerade über 
zwanzig, unerfahren und vollkom­
men blind in ihrer ersten grossen 

' Liebe. Sie heiratet Tony, den millio­
nenschweren Erben eines grossen 
Unternehmens - ohne zu erkennen, 
dass Meissner junior ein besessener 
Spieler ist. E r  gerät auf die schiefe 
Bahn, verliert jeden Halt und setzt, 
zuleitzt drogenabhängig, seinem ver­
pfuschten Leben selbst ein Ende. 
Marianne und ihre beiden Kinder, 
Angela und Didi, schlagen sich 
fortan alleine durchs Leben. Vom 
reichen Schwiegervater ist keine 
Hilfe zu erwarten - im Gegenteil. 
D e r  alte Jakob Meissner gibt Mari­
anne die Schuld a m  Tod seines Soh­
nes und setzt alles daran, ihr das 
Sorgerecht für seine Enkelkinder zu 
entziehen. E r  schreckt dabei nicht 

Lusser weist Kritik an Geldpolitik zurück 
Kein Wechsel der geldpolitischen Aggregate geplant 

Basel (AP) Nationalbankpräsident 
Markus Lusser hat die Kritik der OECD 
an der schweizerischen Geldpolitik 
zurückgewiesen.' In einem Vortrag ver­
wies der Notenbankchef am Donnerstag 
in Basel auf die jüngsten Erfolge beim 
Kampf gegen die Inflation und wandte 
sich gegen eine Abkehr von der bisheri­
gen Ge|dpolitik. 

Die von der  O E C D  in ihrem jüngsten 
Länderbericht über  die Schweiz vorge­
schlagenen Alternativen für die Geldpo­
litik vermögen den Präsidenten der 
Schweizerischen Nationalbank (SNB) 
nicht zu begeistern. Die Organisation 
hatte angeregt, entweder den geldpoliti­
schen Kompass zu wechseln oder aber 
den Kurs des Schweizer Frankens an  die 
D-Mark oder den E C U  zu koppeln. 
Z u m  Vorschlag, die Geldmenge M l  statt 
der  bereinigten Notenbankgeldmenge 
als monetäre Zielgrösse zu wählen, sagte 
Lusser, dass die O E C D  selber gravieren­
d e  statistische Mängel bei M l  erblicke. 
Damit relativiere die O E C D  zugleich 
ihren eigenen Einwand, dass die schwei­
zerische Geldpojitik empirisch nicht 
genügend abgesichert sei. 

Die andere Alternative, die Fixierung 
des  Frankenkurses, wäre mit dem Ver­
lust der  geldpolitischen Autonomie und 
einem Anstieg des Zinsniveaus verbun­
den. Dem Einwand der OECD,  wonach 
tiefe Zinsen nicht undbedingt ein volks­
wirtschaftlicher Vorteil seien, t ra t  Lusser 
mit  dem Hinweis auf die mühsamen Er­
fahrungen der  letzten Jahre entgegen. 
A u f  den Zinsrückgang in den vergange­
nen  Wochen eingehend, sagte der  SNB-
Präsident: «Dieser Erfolg betrübt mich, 
selbst wenn ich damit im Widerspruch 
zur  OECD geraten sollte, so  wenig wie 
die meisten anderen Beobachter der 
schweizerischen Konjunktur». 

Was schliesslich den OECD-Vorwurf 
de r  mangelnden Transparenz d e r  Geld­
politik betrifft, so sagte Lusser, Transpa­
renz könne nicht heissen, dass die No­
tenbank Tag für Tag den Zinssatz oder 
den Wechselkurs stabilisiere. «Eine No­
tenbank vermag damit Spekulanten und 
Arbitrageuren zwar zu einem ruhigen 
Schlaf zu verhelfen. Sie schafft aber  da­
mit noch nicht Klarheit über  ihre Geld­
politik», sagte der SNB-Chef gemäss 
dem vorab veröffentlichten Redetext. 

Preise im Grosshandel 
leicht gestiegen 

Bern (AP) Die Preise im Grosshandel 
haben im Oktober wieder leicht angezo­
gen. Der Teuerungsindex stieg innert ei­
nem Monat um 0,1 Prozent, doch ver­
blieb im Jahresvergleich noch immer ein 
Teuerungsrückgang von 0,3 Prozent, wie 
das Bundesamt für Statistik (BFS) am 
Donnerstag mitteilte. 

Vor einem Jahr war eine Jahresteue­
rung von 0,6 Prozent ausgewiesen wor­
den, vor einem Monat dagegen ein In­
dexrückgang von 0,2 Prozent. U m  1,1 
Prozent legte im Oktober die Indexziffer 
für Energieträger und Hilfsstoffe zu, und 
um 0,2 Prozent verteuerten sich die Kon­
sumgüter. Dagegen sanken die Notie­
rungen für Rohstoffe und Halbfabrikate 
um 0,1 Prozent. Inlandwaren zogen im 
Durchschnitt um 0,2 Prozent an, Import­
waren ermässigten sich im gleichen Aus-
mass. Aufschläge wurden namentlich für 
Erdöl- und Agrarprodukte gemeldet. 

Koks, Brennholz, leichtes Heizöl, Ben­
zin, Diesel, Industriegas, Strom und 
Schmieröle schlugen auf, während mit­
telschweres und schweres Heizöl billiger 
zu haben waren. 

und gehen von der Annahme aus. dass 
den Steuerpflichtigen besser gedient ist. 
mit gleichbleibenden Belastungen kal­
kulieren zu können, als mit Steuersen­
kungen in Jahren mit geringerer Investi­
tionstätigkeit und entsprechenden 
Steuererhöhungen in Rechnungsperi­
oden, in denen die Investitionsausgaben 
zu einem höheren Abschreibungsbedarf 
führen.» 

Entgegen dem Wirtschaftsverlauf? 
Der Optimismus der Regierung im 

Budget 1993 zeigt sich nicht nur in den 
Zahlen, sondern auch in d e r  Kommen­
tierung. «Entgegen dem stagnierenden 
Wirtschaftsverlauf» werden Steigerun­
gen bei den Erträgen erwartet, wobei die 
Einnahmenschätzungen vor allem die 
Steuereinnahmen betreffen. Weniger zu­
versichtlich freilich tönte es vor  kurzem 
bei der  Vorlage des Berichtes zu den 
Staatsfinanzen, insbesondere im Hin­
blick auf die künftige Entwicklung in de r  
Finanzplanung: «Ohne erhebliche Ver­
besserung der Einnahmequellen und 
ohne Abbau von erheblichen Aufwen­
dungen im Leistungsbereich werden sich 
in der  Gesamtrechnung grosse Finanzie­
rungsfehlbeträge abzeichnen.» Ausser­
dem unterstreicht die Regierung in die­
sem Bericht, dass neue Aufgaben anste­
hen würden und auch aus d e r  Integrati­
on Europas gewichtige Veränderungen 
zu erwarten seien, die an den  Staats­
haushalt hohe Anforderungen stellen 
würden. 

Positives Echo auf 
Regierungsreform '93 

Bern (AP) Die Stossrichtung der  Re­
gierungsreform 93 ist in de r  Kommission 
des Ständerates auf positives Echo ge-
stossen. Die Kommission wartet nun die 
für das kommende Jahr angekündigte 
Botschaft des Bundesrates ab, meldete 
aber  bereits den Wunsch nach parlamen­
tarischer Kontrolle beim vermehrten 
Einsatz von Staatssekretären an.  

Die Kommission sei einhellig der  Mei­
nung, dass eine Regierungsreform jetzt 
notwendig sei, sagte Hans Jörg Huber 
(CVP/AG), Präsident der  Spezialkom-
mission Regierungsreform, an einer 
Pressekonferenz vom Donnerstag. Sie 
teilt deshalb die Auffassung des Bundes­
rates, dass zunächst die auf Gesetzesstu­
fe möglichen Reformen verwirklicht und 
erst später tiefgreifende Reformen auf 
Verfassungsebene in Angriff genommen 
werden sollen. Auch die Grundzüge der 
Reform 93 wurden in der  Kommission 
überwiegend positiv aufgenommen: die 
Verstärkung de r  Kollegialarbeit, die 
Übertragung von Organisationskompe­
tenzen vom Parlament an  den  Bundes­
rat, der  Bundesämter schaffen, den De­
partementen neu zuordnen oder  zu 
Gruppen zusammenfassen können soll, 
die grössere Flexibilität in der  Ausge­
staltung der  Departementsstrukturen 
sowie die Entlastung der Departements­
vorsteher durch j e  höchstens vier Staats­
sekretäre, die flexibel eingesetzt werden 
können. Dabei sei zu überlegen, o b  und 
in welcher Form eine parlamentarische 
Kontrolle und Begleitung eingefügt wer­
den könne, sagte Huber. i .  

Einen Grund 
hat Mqn(n) 

Immer! 
Der Geschenkgutschein 
das modische Präsent. 

Modehaus 
Nannelore 2<3f Ü£jf>n 

Freitag Abendeinkauf bis 20.00 Uhr 


